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Ihre Anfrage vom 10. Dezember 2025 betreffend die Auslegung des 

Straßenfahrzeug-Beschaffungsgesetzes 

Sehr geehrter Herr 

Vielen Dank für Ihre Anfrage vom 10. Dezember 2025 betreffend die Auslegung des 

Straßenfahrzeug-Beschaffungsgesetzes + (im Folgenden: SFBG) anhand mehrerer 

Praxisfragen, die sich der Bundesbeschaffung GmbH (im Folgenden: BBG) bei der 

Anwendung des SFBG gestellt haben. Das Bundesministerium für Justiz (im Folgenden: 

BMJ), Stabsstelle für Vergaberecht, beantwortet diese wie folgt: 

Zu Frage 1: Zurechnung vertraglich eingeräumter Optionen 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer ersten Frage ersucht die BBG um Klarstellung, nach welchen Vorgaben bei der 

Ausübung einer vertraglich eingeräumten Option über den Kauf weiterer Straßenfahrzeuge 

1 Bundesgesetz über die Beschaffung und den Einsatz sauberer Straßenfahrzeuge (Straßenfahrzeug- 

Beschaffungsgesetz) BGBl | Nr. 163/2021. 
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die Zurechnung zu einem Bezugszeitraum zu erfolgen hat. Zur Veranschaulichung ersucht 

die BBG um Einschätzung des BMJ anhand folgenden Beispiels: 

„Ein Rahmenvertrag umfasst den Kauf von einer verbindlichen Anzahl von 100 Fahrzeugen und 

optional zusätzlichen 50 Fahrzeugen. Am Ende des 1. Berichtszeitraums wurden 120 Fahrzeuge 

abgerufen. Am Ende der Vertragslaufzeit (im 2. Berichtszeitraum) wurden 140 Fahrzeuge abgerufen. 

Eine formelle Vertragsänderung wurde nie vorgenommen.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Eingangs ist darauf hinzuweisen, dass beschaffte Straßenfahrzeuge bei Aufträgen über den 

Kauf von Straßenfahrzeugen gemäß § 3 Z 1 SFBG jenem Bezugszeitraum zuzurechnen sind, 

in dem die Zuschlagserteilung im betreffenden Vergabeverfahren erfolgt. Auf den Zeitpunkt 

der tatsächlichen Lieferung kommt es für die Zurechnung zu einem bestimmten 

Bezugszeitraum nicht an.2  

Für Rahmenverträge mit einer verpflichtenden Abnahmemenge3 gilt daher, dass sämtliche 

von der Abnahmeverpflichtung erfassten Straßenfahrzeuge jenem Bezugszeitraum 

zuzurechnen sind, in dem die Zuschlagserteilung für den Rahmenvertrag erfolgt. Dies gilt 

auch dann, wenn ein Teil der verpflichtend abzunehmenden Straßenfahrzeuge erst in einem 

späteren Bezugszeitraum geliefert wird.  

Die Ausübung einer vertraglich eingeräumten Option ist gemäß § 365 Abs. 3 Z 2 BVergG 

2018 als Änderung eines Vertrages während seiner Laufzeit zu qualifizieren. Für derartige 

Vertragsänderungen bestimmt § 6 Abs. 3 SFBG, dass nachträgliche Änderungen der 

Gesamtzahl der beschafften Straßenfahrzeuge aufgrund einer Vertragsänderung im 

Zeitpunkt der Gültigkeit der Vertragsänderung zu berücksichtigen sind.  

Besteht daher – wie im vorliegenden Fall – eine vertraglich eingeräumte Option auf die 

Lieferung weiterer Straßenfahrzeuge, sind diese jenem Bezugszeitraum zuzurechnen, in 

dem der:die Auftraggeber:in von der Option Gebrauch macht. Die Ausübung der Option 

 
2 Siehe dazu auch die FAQs des BMJ betreffend das elektronische Einmeldesystem für die Einmeldung der Daten 

gemäß § 7 iVm Anhang III SFBG (idF: FAQs zum SFBG), Frage 27, abrufbar unter 

https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/Beschaffung-von-Straßenfahrzeugen/Rundschreiben-und-

Stellungnahmen.html (letzter Zugriff am 18.3.2026).  
3 Das BMJ weist der Vollständigkeit halber darauf hin, dass Rahmenverträge (mit Abnahmeverpflichtung) nicht mit 

Rahmenvereinbarungen (ohne Abnahmeverpflichtung) verwechselt werden dürfen. Im Fall von 

Rahmenvereinbarungen kommt es auf den Zeitpunkt der Zuschlagserteilung der Aufträge, die aufgrund einer 

Rahmenvereinbarung vergeben werden (sog. „Abrufe“) an. In diesem Fall ist nicht auf den Zeitpunkt des 

Abschlusses der Rahmenvereinbarung abzustellen.  

https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/Beschaffung-von-Stra%C3%9Fenfahrzeugen/Rundschreiben-und-Stellungnahmen.html
https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/Beschaffung-von-Stra%C3%9Fenfahrzeugen/Rundschreiben-und-Stellungnahmen.html
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stellt somit den „Zeitpunkt der Gültigkeit der Vertragsänderung“ gemäß § 6 Abs. 3 SFBG 

dar.4 

Bezogen auf das konkrete Beispiel bedeutet dies, dass die 100 Straßenfahrzeuge, für die 

eine Abnahmepflicht besteht, dem ersten Bezugszeitraum zuzurechnen sind, da die 

Zuschlagserteilung für den Rahmenvertrag im ersten Bezugszeitraum erfolgt ist. Ebenfalls 

dem ersten Bezugszeitraum zuzurechnen sind die weiteren 20 Straßenfahrzeuge, für die die 

Option noch im ersten Bezugszeitraum ausgeübt wurde. Die verbleibenden 20 

Straßenfahrzeuge, für die der:die Auftraggeber:in die Option erst im zweiten 

Bezugszeitraum ausübt, sind hingegen dem zweiten Bezugszeitraum zuzurechnen. Folglich 

wären gemäß § 7 SFBG für den ersten Bezugszeitraum insgesamt 120 Straßenfahrzeuge und 

für den zweiten Bezugszeitraum 20 Straßenfahrzeuge einzumelden. 

Die in der Anfrage dargelegte Rechtsauffassung der BBG erweist sich daher im Ergebnis als 

zutreffend.  

Zu Frage 2: Rollierender Austausch von Straßenfahrzeugen 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer zweiten Frage ersucht die BBG um Auskunft, wie die Anzahl der eingesetzten 

Straßenfahrzeuge bei einem Rahmenvertrag für Fuhrparkmanagement über die 

Bereitstellung von Fahrzeugen im Wege des Operating Leasing zu berechnen ist, wenn 

bereits zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung ein rollierender Austausch der 

Straßenfahrzeuge vertraglich vorgesehen ist. Die BBG ersucht insbesondere um 

Klarstellung, „ob bei der Berechnung der Anzahl [der Straßenfahrzeuge] auf die zu 

erfüllenden ‚Rollen‘ der Fahrzeuge abzustellen ist oder [auf] die individuellen Fahrzeuge“. 

Dabei geht die BBG von folgendem Sachverhalt bzw. folgenden Überlegungen aus:  

„Ein Rahmenvertrag für Fuhrparkmanagement sieht die Bereitstellung eines Fuhrparks mit 10 

Fahrzeugen im Weg des Operating Leasing vor. Der Vertrag läuft 9 Jahre, wobei die bereitgestellten 

Fahrzeuge alle 3 Jahre zu tauschen sind. Über die Laufzeit werden daher insgesamt 30 individuelle 

Fahrzeuge bereitzustellen sein. 

 
4 Vgl. auch ErläutRV 942 BlgNR 27. GP 16. 
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Vorgesehen ist die Bereitstellung eines Fuhrparks mit 10 Fahrzeugen. Weitere Fahrzeuge ersetzen nur 

jeweils ein anderes Fahrzeug und erfüllen daher dieselbe ‚Rolle‘. Der Auftraggeber least nie zusätzliche 

Fahrzeuge.  

Hier ist die Frage, ob bei der Berechnung der Anzahl auf die zu erfüllenden ‚Rollen‘ der Fahrzeuge 

abzustellen ist oder die individuellen Fahrzeuge?  

Ausgehend von der Zielsetzung des Vertrages wäre es naheliegend, auf die für den Auftraggeber 

relevante Anzahl von 10 Fahrzeugen abzustellen. Das wirft aber mehrere Probleme auf. 

Es ist keineswegs ausgeschlossen, dass sich durch einen Austausch der Fahrzeuge ihre Zuordnung zu 

einer Kategorie ändert. So kann insbesondere ein konventionelles Fahrzeug für eine Folgeperiode 

durch ein sauberes ersetzt werden. Zählt man nur die Rolle, läge also ein ‚gemischtes‘ Fahrzeug vor. 

Für eine Berechnung ‚anteiliger‘ Fahrzeuge enthält das SFBG jedoch keine Regelung. Jede denkbare 

Berechnung müsste auf Faktoren wie die Dauer oder Intensität des Einsatzes abstellen, die dem SFBG 

ansonsten fremd ist.  

Würde der Auftraggeber die Fahrzeuge kaufen statt sie zu leasen, wäre ja auch jedes für ein 

ausscheidendes Bestandsfahrzeug angeschafftes Neufahrzeug voll zu zählen, egal ob damit ein 

bestehendes Fahrzeug ersetzt oder der Fuhrpark erweitert wird.  

Überzeugender erscheint es daher, auf die Anzahl individueller Fahrzeuge abzustellen. Demnach wäre 

in dem Beispiel von einer Anzahl von 30 Fahrzeugen auszugehen.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Bei der Beantwortung der Frage, ob bei der Berechnung der Anzahl der einzumeldenden 

Straßenfahrzeuge auf die zu erfüllenden „Rollen“ der Fahrzeuge oder auf die individuellen 

Fahrzeuge abzustellen ist, ist danach zu differenzieren, ob gegenständlich ein Liefer- oder 

ein Dienstleistungsauftrag vorliegt.  

Auf Grundlage der Angaben in der Anfrage geht das BMJ davon aus, dass es sich 

gegenständlich um einen Auftrag handelt, der sowohl Liefer- als auch Dienstleistungsanteile 

umfasst. Anhand der vorliegenden Informationen kann jedoch keine abschließende 

Beurteilung erfolgen, ob der geschätzte Wert der vom Auftrag erfassten Dienstleistungen 

(Fuhrparkmanagement) höher ist als der geschätzte Gesamtwert der Lieferleistungen 

(Lieferung von Straßenfahrzeugen im Wege des Operating Leasing).5 Die entsprechende 

Beurteilung hat daher die BBG selbst vorzunehmen.  

Handelt es sich beim gegenständlichen Rahmenvertrag um einen Lieferauftrag, ist auf die 

Anzahl der von dem:der Auftraggeber:in beschafften Straßenfahrzeuge abzustellen.6 Dies 

 
5 Vgl. zur Abgrenzung § 8 Abs. 2 BVergG 2018.  
6 Siehe auch die Antwort der Europäischen Kommission auf Frage 15 in ihrer Bekanntmachung über die 

Anwendung der Artikel 2, 3, 4 und 5 der Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 
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entspricht bei Lieferaufträgen (Kauf, Leasing, Miete oder Ratenkauf) der Anzahl der 

individuellen Straßenfahrzeuge, die Gegenstand des Rahmenvertrages sind. Im 

vorliegenden Beispiel entspricht dies einer Anzahl von 30 beschafften Straßenfahrzeugen.  

Liegt hingegen ein Dienstleistungsauftrag vor, wird dem:der Auftragnehmer:in die Nutzung 

einer bestimmten Anzahl von Straßenfahrzeugen für die Erbringung der Dienstleistung 

entweder bereits in der Ausschreibung vorgegeben oder sie ergibt sich aus dem Angebot 

des:der letztlich erfolgreichen Bieter:in. Maßgeblich ist daher die Anzahl jener 

Straßenfahrzeuge, die der:die Auftragnehmer:in für die Erbringung der Dienstleistung 

aufgrund der konkreten Festlegungen im Leistungsvertrag einsetzt, unabhängig davon, ob 

der:die Auftragnehmer:in bestehende Straßenfahrzeuge nutzt, neue Straßenfahrzeuge 

erwirbt oder vorhandene Straßenfahrzeuge ersetzt. 7  Im vorliegenden Fall wäre ein 

dauerhafter Einsatz von zehn Straßenfahrzeugen vorgesehen; insoweit kommt es – wie von 

der BBG formuliert – auf die „Rolle“ an, welche die Straßenfahrzeuge während der Laufzeit 

des Dienstleistungsauftrages erfüllen. 

Die beschafften bzw. einzusetzenden Straßenfahrzeuge sind gemäß § 6 Abs. 1 SFBG jenem 

Bezugszeitraum zuzurechnen, in dem die Zuschlagserteilung erfolgt. Dies gilt auch dann, 

wenn ein im ersten Bezugszeitraum vergebener Dienstleistungsauftrag im zweiten 

Bezugszeitraum noch in Kraft ist.8 

Bezogen auf das konkrete Beispiel der BBG bedeutet dies, dass im Fall eines Lieferauftrages 

im ersten Bezugszeitraum 30 Straßenfahrzeuge und im Fall eines Dienstleistungsauftrages 

(ebenfalls im ersten Bezugszeitraum) zehn Straßenfahrzeuge einzumelden wären.  

Sofern vertraglich vorgesehen ist, dass während der Laufzeit des Vertrages einzelne 

„schmutzige“ Straßenfahrzeuge durch saubere Straßenfahrzeuge ersetzt werden, ist dies 

bei Lieferaufträgen bei der Berechnung der Mindestanteile zu berücksichtigen.  

Für Dienstleistungsaufträge gilt, dass ein allfälliger Austausch der eingesetzten 

Straßenfahrzeuge während der Vertragslaufzeit durch den:die Auftragnehmer:in – wie 

oben dargelegt – grundsätzlich bei der Berechnung der Mindestanteile nicht zu 

 
die Förderung sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge zur Unterstützung einer emissionsarmen 

Mobilität 2020/C 352/01, ABl C 2020/352, 1, abrufbar unter: EUR-Lex - 52020XC1022(01) - DE - EUR-Lex 

(europa.eu) (im Folgenden: Bekanntmachung der Kommission).  
7 Siehe die Bekanntmachung der Kommission, Frage 15 und Fallbeispiel 2 zu den Fragen 15-18. 
8 Siehe die Bekanntmachung der Kommission, Frage 16. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2020.352.01.0001.01.DEU&toc=OJ%3AC%3A2020%3A352%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2020.352.01.0001.01.DEU&toc=OJ%3AC%3A2020%3A352%3ATOC
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berücksichtigen ist. Dies gilt auch dann, wenn durch den:die Auftragnehmer:in anstelle 

eines „schmutzigen“ Straßenfahrzeuges ein sauberes Straßenfahrzeug eingesetzt wird.9  

Abweichendes gilt bei einem Dienstleistungsauftrag nur dann, wenn der Austausch von 

Straßenfahrzeugen bereits im Zeitpunkt des Zuschlages in „rollierender Weise“ von 

„schmutzigen“ auf saubere Straßenfahrzeuge während der Laufzeit verbindlich vertraglich 

vorgesehen ist. Nur in diesem Fall kann ein solcher Austausch bei der Berechnung der 

Mindestanteile nach Auffassung des BMJ anteilig berücksichtigt werden. 10  Dies kann 

anhand folgenden Beispiels veranschaulicht werden: 

Die öffentliche Auftraggeberin A vergibt im Jahr 2023 (also im ersten Bezugszeitraum) einen 

Dienstleistungsauftrag über die Beförderung von Paketen (Kurierdienst) mit einer Laufzeit von neun 

Jahren. Der Vertrag legt fest, dass der Auftragnehmer B zur Erbringung des Dienstleistungsauftrages 

zehn Straßenfahrzeuge der Klasse N1 einsetzt. Weiters ist vertraglich vorgesehen, dass in den ersten 

drei Jahren ausschließlich „schmutzige“ Straßenfahrzeuge der Klasse N1 eingesetzt werden. Nach 

Ablauf von drei Jahren werden gemäß Vertrag fünf „schmutzige“ Straßenfahrzeuge der Klasse N1 

durch fünf saubere Straßenfahrzeuge der Klasse N1 ersetzt. Nach weiteren drei Jahren werden gemäß 

Vertrag wiederum fünf „schmutzige“ Straßenfahrzeuge der Klasse N1 durch fünf saubere 

Straßenfahrzeuge der Klasse N1 ersetzt, sodass in den letzten drei Jahren der Laufzeit ausschließlich 

saubere Straßenfahrzeuge der Klasse N1 eingesetzt werden.  

Im Beispielfall ist damit vertraglich vereinbart, dass über die gesamte neunjährige Laufzeit 

anteilsmäßig 50 % „schmutzige“ Straßenfahrzeuge der Klasse N1 und 50 % saubere 

Straßenfahrzeuge der Klasse N1 eingesetzt werden. Es wären daher im ersten 

Bezugszeitraum fünf „schmutzige“ Straßenfahrzeuge der Klasse N1 und fünf saubere 

Straßenfahrzeuge der Klasse N1 einzumelden.  

Das BMJ weist darauf hin, dass eine solche anteilige Berücksichtigung voraussetzt, dass ein 

entsprechendes rollierendes Austauschmodell bereits im Zeitpunkt der Zuschlagserteilung 

verbindlich vertraglich festgelegt ist.  

 
9 Ein solcher Austausch von Straßenfahrzeugen während der Vertragslaufzeit durch den:die Auftragnehmer:in 

könnte nur im Fall einer (zulässigen) Vertragsänderung berücksichtigt werden. In diesem Fall wäre die Änderung 

im Zeitpunkt der Gültigkeit der Vertragsänderung zu berücksichtigen (vgl. § 6 Abs. 3 SFBG).  
10 Vgl. auch Fruhmann/Ziniel in Hofbauer/Heid/Beham, Handbuch Vergabe-Compliance (2024) Kap. 28 Rz 25. 
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Zu Frage 3: Einsatz unterschiedlicher Straßenfahrzeuge bei der Erbringung 
von Dienstleistungsaufträgen 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer dritten Frage ersucht die BBG um Auskunft, wie im Fall des Einsatzes 

unterschiedlicher Straßenfahrzeuge bei der Erbringung von Dienstleistungsaufträgen die 

Gesamtzahl der einzumeldenden Straßenfahrzeuge zu ermitteln ist. Als Beispiel nennt die 

BBG folgenden Sachverhalt:  

„Ein Vertrag sieht die regelmäßige Abholung von Siedlungsabfällen von den drei Standorten A, B und 

C des Auftraggebers im Linzer Stadtgebiet vor. Dabei sind einmal in der Woche die Abfallcontainer zu 

entleeren. Einmal im Quartal ist eine Mulde bereitzustellen und nach Befüllung abzuholen. Für die 

Abholung der Mulde ist vertraglich ausschließlich der Einsatz sauberer Straßenfahrzeuge geregelt. Für 

die übrigen Abholungen gibt es keine Vorgaben im Vertrag. Die drei Standorte liegen nahe 

beieinander und es sind nur geringe Mengen an Abfall zu erwarten.  

Der Auftragnehmer integriert die Standorte in bestehende Routen zur Bedienung mehrerer Kunden. 

Für die wöchentliche Abholung fährt ein Pressmüllfahrzeug 1 die Standorte A und B an, 

Pressmüllfahrzeug 2 den Standort C. Darüber hinaus wird ein sauberer Absetzkipper für den An- und 

Abtransport der Mulde an allen Standorten eingesetzt.  

Aufgrund der Akquise zusätzlicher Kunden ändert der Lieferant seine Routenplanung. 

Pressmüllfahrzeug 1 fährt die Standorte des Auftraggebers gar nicht mehr an. Die Standorte A und B 

werden nunmehr getrennt von den Pressmüllfahrzeugen 3 und 4 bedient. Lediglich Pressmüllfahrzeug 

4 ist ein sauberes Fahrzeug.“  

Ergänzend führt die BBG aus, dass es „[i]n zahlreichen Dienstleistungsverträgen […] nicht 

auf die Bereitstellung oder den Einsatz konkreter Fahrzeuge an[kommt], sondern [auf] die 

Erreichung bestimmter Ziele, wie die regelmäßige oder bedarfsorientierte Abholung oder 

den Transport von Personen oder Gütern von einem Ort an einen anderen. Eine konkrete 

Anzahl von Fahrzeugen ist daher oft im Vertrag nicht ausdrücklich genannt und lässt sich 

auch vertraglich schwer definieren, weil eine verbindliche Vereinbarung zum Einsatz einer 

konkreten Anzahl oder gar konkreter individueller Fahrzeuge den effizienten Einsatz 

verhindern würde. Der Auftragnehmer setzt nach unterschiedlichen Überlegungen unter 

Umständen auch laufend wechselnde Fahrzeuge ein. Dies kann unter Umständen auch zum 

Einsatz des gesamten Fuhrparks des Auftragnehmers führen. Für die Beurteilung nach dem 

SFBG ergeben sich mehrere Ansätze, die auf Fachveranstaltungen und Diskussionen 

vertreten wurden.“  

Nach Darstellung möglicher Lösungsvarianten führt die BBG aus, dass sie davon ausgehe, 

„dass in Verträgen, die keine konkrete Anzahl von Fahrzeugen ausdrücklich nennen, die aus 
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fachlicher Sicht notwendige Anzahl mittels Auslegung zu ermitteln und für die Meldung zu 

berücksichtigen ist. Eine Auswertung des tatsächlichen Einsatzes kann dabei unterstützend 

bzw. zur Plausibilisierung der Auslegung herangezogen werden, aber ist für die Ermittlung 

der Anzahl keine Voraussetzung.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Gemäß § 6 Abs. 1 SFBG sind die einzusetzenden Straßenfahrzeuge jenem Bezugszeitraum 

zuzurechnen, in dem die Zuschlagserteilung erfolgt. Maßgeblich ist somit die im Vertrag 

festgelegte Anzahl und Art der einzusetzenden Straßenfahrzeuge. Ein allfälliger Austausch 

der eingesetzten Straßenfahrzeuge während der Vertragslaufzeit durch den:die 

Auftragnehmer:in ist – wie bereits zu Frage 2 ausgeführt – bei der Berechnung der 

Mindestanteile (und der Anzahl der einzusetzenden Straßenfahrzeuge) nicht zu 

berücksichtigen. Entscheidend ist ausschließlich der Inhalt des geschlossenen Vertrages.  

Soweit Dienstleistungsverträge – wie im vorliegenden Beispiel – die konkrete Anzahl der 

einzusetzenden Straßenfahrzeuge nicht ausdrücklich festlegen, ist diese anhand des 

Vertragsgegenstandes und der vertraglich geschuldeten Dienstleistung im Wege der 

Auslegung zu ermitteln. Dabei ist nach Auffassung des BMJ auf jene Anzahl von 

Straßenfahrzeugen abzustellen, die zur ordnungsgemäßen Erbringung der vertraglich 

geschuldeten Dienstleistung erforderlich ist.  

Nicht maßgeblich ist hingegen, welche individuellen Straßenfahrzeuge der:die 

Auftragnehmer:in während der Laufzeit des Vertrages tatsächlich einsetzt oder ob diese 

Straßenfahrzeuge wechseln. Ebenso wenig kommt es darauf an, ob der:die 

Auftragnehmer:in im Rahmen seiner:ihrer betrieblichen Organisation einzelne Routen 

anpasst oder zusätzliche Straßenfahrzeuge aus seinem:ihrem Fuhrpark einsetzt.  

Bezogen auf das von der BBG dargestellte Beispiel ist daher auf jene Anzahl von 

Straßenfahrzeugen abzustellen, die für die Erfüllung der vertraglich vereinbarten Abholung 

von Siedlungsabfällen sowie für die Bereitstellung und Abholung der Mulde jeweils an den 

Standorten A, B und C erforderlich ist. Dass der:die Auftragnehmer:in die Abholungen in 

bestehende Routen integriert oder während der Laufzeit des Vertrages unterschiedliche 

Pressmüllfahrzeuge einsetzt oder in sonstiger Weise die Betriebsmittel (Straßenfahrzeuge) 

zur Dienstleistungserbringung neu organisiert, ist für die Ermittlung der erforderlichen 

Anzahl von Straßenfahrzeugen unerheblich.  
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Im konkreten Fall liegen die Standorte A, B und C nahe beieinander und es sind nur geringe 

Abfallmengen zu erwarten, weshalb davon auszugehen ist, dass ein einziges 

Pressmüllfahrzeug für die wöchentliche Abholung der Siedlungsabfälle ausreichend wäre. 

Zusätzlich ist vertraglich vereinbart, dass der:die Auftragnehmer:in für den An- und 

Abtransport der Mulde einen sauberen Absetzkipper einsetzt. Wie die BBG in ihrer 

Lösungsvariante 1 zutreffend ausführt, ergibt die Auslegung des Vertrages im Beispielfall 

lediglich zwei vertraglich erforderliche Straßenfahrzeuge, nämlich ein Pressmüllfahrzeug 

und einen Absetzkipper.  

Der Einsatz sauberer Straßenfahrzeuge ist in einer entsprechenden vertraglichen 

Bestimmung vorzusehen. 11  Dies ist im vorliegenden Beispiel lediglich betreffend den 

Absetzkipper der Fall; diesbezüglich sieht der Vertrag vor, dass ein sauberes 

Straßenfahrzeug einzusetzen ist. Für das Pressmüllfahrzeug fehlt hingegen eine 

entsprechende vertragliche Vorgabe. Mangels einer solchen vertraglichen Festlegung ist 

das Pressmüllfahrzeug bei der Berechnung der Mindestanteile als „schmutziges“ 

Straßenfahrzeug zu werten. 

Im Ergebnis wären im Beispielfall ein sauberes Straßenfahrzeug (Absetzkipper) und ein 

„schmutziges“ Straßenfahrzeug (Pressmüllfahrzeug) einzumelden.  

Zu Frage 4: Einsatz derselben Straßenfahrzeuge bei der Erbringung 
mehrerer aus derselben Rahmenvereinbarung abgerufener 
Dienstleistungsaufträge; Erfordernis einer Konsolidierung bzw. 
Bereinigung?  

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer vierten Frage ersucht die BBG um Auskunft, wie damit umzugehen ist, wenn in 

mehreren Dienstleistungsaufträgen, die aufgrund derselben Rahmenvereinbarung 

vergeben werden, dieselben Straßenfahrzeuge eingesetzt werden. Als Beispiel nennt die 

BBG folgenden Sachverhalt:  

„Eine Rahmenvereinbarung sieht die Beförderung von Paketen (Kurierdienst) vor. Ein Auftraggeber 

ruft über die Laufzeit der Rahmenvereinbarung insgesamt 20-mal derartige Leistungen ab, womit 20 

Verträge über die Beförderung von Paketen zustande kommen. In jedem Anlassfall ist zur Erfüllung 

 
11 ErläutRV 941 BlgNR 27. GP 7.  
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der vollständigen Leistung der Einsatz von 10 Fahrzeugen erforderlich. Der Auftragnehmer setzt in 

allen Fällen dieselben 10 Fahrzeuge ein.“ 

Die BBG führt hierzu folgende Überlegungen aus:  

„Folgt man dem Ansatz, dass rein auf den Vertragsabschluss abzustellen ist, kommt man mit 20 

Verträgen mit jeweils 10 einzusetzenden Fahrzeugen auf insgesamt 200 Fahrzeuge. Diese formal 

konsequente Vorgehensweise führt jedoch zu einer Anzahl, die von der Realität weit abweicht. Den 

gemeldeten 200 Fahrzeugen stehen nur 10 real existierende Fahrzeuge gegenüber, die für den 

Auftraggeber eingesetzt wurden.  

Praktische Überlegungen würden daher für eine Konsolidierung und Bereinigung der 

Vertragsabschlüsse sprechen. Dafür finden sich jedoch im SFBG keine Regelungen und es ist auch 

unklar, wie diese in der Praxis erfolgen soll. Bei Abschluss des Vertrages stehen ja – wie in den oberen 

Beispielen dargestellt wurde – die in der Praxis konkret einzusetzenden individuellen Fahrzeuge noch 

gar nicht fest und ist auch nicht klar, wie eine Konsolidierung erfolgen könnte, wenn man nicht auf 

die Umsetzung statt den Vertragsabschluss abstellt.  

Darüber hinaus ist unklar, auf welcher Ebene diese Bereinigung erfolgen müsste. Im Beispielfall 

handelt es sich um denselben Auftraggeber und dieselbe Basis-Rahmenvereinbarung. Ein Einsatz 

desselben Fahrzeuges zur Erfüllung mehrerer Verträge ist aber natürlich auch bei der Beauftragung 

ohne gemeinsame rechtliche Basis und Beauftragungen durch unterschiedliche Dienststellen oder 

überhaupt unterschiedliche Rechtsträger denkbar.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Gegenstand der Berichterstattung und Meldepflicht gemäß § 7 SFBG sind vergebene 

Aufträge bzw. Konzessionsverträge. Bei Dienstleistungsaufträgen ist dabei auf die Anzahl 

jener Straßenfahrzeuge abzustellen, die bei der Erbringung der Dienstleistung gemäß 

vertraglicher Vereinbarung eingesetzt werden sollen. In Hinblick auf 

Rahmenvereinbarungen bedeutet dies, dass die einzelnen Abrufe aus der 

Rahmenvereinbarung jeweils in der Meldung zu berücksichtigen sind. Jeder Abruf stellt 

einen eigenständigen Dienstleistungsauftrag dar, der aufgrund der Rahmenvereinbarung 

vergeben wurde.  

Dies bedeutet, dass hinsichtlich der Anzahl der einzumeldenden Straßenfahrzeuge jeweils 

gesondert auf jeden einzelnen abgerufenen Dienstleistungsauftrag abzustellen ist. Die 

Clean Vehicles Directive12 (im Folgenden: CVD) nimmt somit grundsätzlich eine mehrfache 

Erfassung von Straßenfahrzeugen in Kauf. Nach den Ausführungen der Kommission in ihrer 

 
12 Richtlinie 2009/33/EG vom 23.4.2009 über die Förderung sauberer Straßenfahrzeuge zur Unterstützung einer 

emissionsarmen Mobilität, ABl. L 2009/120, 5 idF der Richtlinie (EU) 2019/1161 vom 20.6.2019 zur Änderung der 

Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge ABl. L 2019/188, 116. 
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Bekanntmachung ist nämlich auf „[d]ie Zahl der Fahrzeuge, die der Dienstleister für die 

Erbringung dieser Dienstleistung nutzen wird“, abzustellen und zwar „unabhängig davon, 

ob der Dienstleister Neufahrzeuge erwirbt oder bestehende Fahrzeuge nutzt“.13 Dieselben 

Straßenfahrzeuge können bei Dienstleistungsaufträgen daher mehrfach gezählt werden, 

wenn sie mehreren Aufträgen zuzuordnen sind.  

Bezogen auf das vorliegende Beispiel würde dies bedeuten, dass insgesamt 200 

Straßenfahrzeuge (20 Dienstleistungsaufträge mit jeweils zehn einzusetzenden 

Fahrzeugen) einzumelden wären, obwohl der:die Auftragnehmer:in tatsächlich nur zehn 

real existierende Straßenfahrzeuge einsetzt.  

Das BMJ teilt jedoch die Einschätzung der BBG, dass eine solche Auslegung zu einer 

erheblichen Verzerrung der tatsächlichen Gegebenheiten führen würde. Zugleich erscheint 

eine Konsolidierung bei Rahmenvereinbarungen in der Praxis kaum umsetzbar, 

insbesondere bei mehreren abrufberechtigten Auftraggeber:innen.  

Das BMJ wird diese Fragestellung daher an die Kommission herantragen und die BBG 

informieren, sobald hierzu eine Rückmeldung vorliegt.  

Zu Frage 5: Berücksichtigung eines Ersatzfahrzeuges während eines 
Wartungszeitraumes 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer fünften Frage ersucht die BBG um Klarstellung, ob ein im Vertrag vorgesehenes 

Ersatzfahrzeug („Leihfahrzeug“) für die Dauer eines Wartungszeitraumes bei der 

Berechnung der Mindestanteile zu berücksichtigen ist. Die BBG bringt hierzu folgendes 

Beispiel vor: 

„Ein Auftraggeber schließt einen Vertrag für die Lieferung (Kauf) sowie die Wartung von Fahrzeugen 

ab. Für den Fall, dass es während des Wartungszeitraumes zu Schäden kommt oder 

Wartungsereignisse eine längere Zeit in Anspruch nehmen, ist im Vertrag die Bereitstellung eines 

Ersatzfahrzeuges vorgesehen.“ 

 
13 Siehe die Bekanntmachung der Kommission, Frage 15; siehe auch Frage 17. 
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Stellungnahme des BMJ:  

Nach Einschätzung des BMJ handelt es sich gegenständlich um einen Lieferauftrag 

(Kaufvertrag) über Straßenfahrzeuge, wobei die Durchführung von Wartungsarbeiten 

(Dienstleistung) als Nebenleistung zu qualifizieren ist. Gegenstand der Berichterstattung 

und Meldepflicht gemäß § 7 SFBG ist bei Lieferaufträgen die Anzahl der durch den:die 

Auftraggeber:in beschafften Straßenfahrzeuge.  

Beim gegenständlichen Ersatzfahrzeug handelt es sich um ein Leihfahrzeug, das dem:der 

Auftraggeber:in lediglich für die Dauer der Wartungsarbeiten zur Verfügung gestellt wird. 

Dieses Straßenfahrzeug wird daher nicht Teil des Fuhrparks des:der Auftraggeber:in und 

kann insoweit nicht als „beschafft“ angesehen werden.  

Im Ergebnis ist ein Ersatzfahrzeug wie im vorliegenden Beispiel, das im Sinne eines 

Leihfahrzeuges für die Dauer von Wartungs-/Reparaturarbeiten von dem:der 

Auftragnehmer:in zur Verfügung gestellt wird, bei der Berechnung der Mindestanteile nicht 

zu berücksichtigen und bei der Berichterstattung außer Acht zu lassen.  

Zu Frage 6: Berücksichtigung von Vertragsänderungen 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer sechsten Frage ersucht die BBG um Klarstellung, wie Vertragsänderungen – 

insbesondere nach Ende eines Bezugszeitraumes – korrekt einzumelden bzw. zu 

berücksichtigen sind. Die BBG bringt hierzu folgendes Beispiel vor: 

„Ein Auftraggeber schließt im 1. Berichtszeitraum einen Vertrag über die Lieferung von 50 sauberen 

Straßenfahrzeugen ab. Noch vor Ende des 1. Berichtszeitraumes wird die Anzahl einvernehmlich auf 

40 saubere Fahrzeuge reduziert, dafür die Lieferung von 5 konventionellen Fahrzeugen vorgesehen. 

Im 2. Berichtszeitraum erfolgt eine weitere einvernehmliche Reduktion auf 35 saubere Fahrzeuge und 

5 konventionelle.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Wie bereits zu Frage 1 ausgeführt, sind beschaffte Straßenfahrzeuge bei Aufträgen über den 

Kauf von Straßenfahrzeugen gemäß § 3 Z 1 SFBG jenem Bezugszeitraum zuzurechnen, in 

dem die Zuschlagserteilung im betreffenden Vergabeverfahren erfolgt. Auf den Zeitpunkt 
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der tatsächlichen Lieferung kommt es für die Zurechnung zu einem bestimmten 

Bezugszeitraum nicht an.14  

Dies bedeutet, dass für den ersten Bezugszeitraum nach der ersten einvernehmlichen 

Vertragsänderung 40 saubere Straßenfahrzeuge und fünf „schmutzige“ Straßenfahrzeuge 

einzumelden sind.  

Ändert sich die Gesamtzahl der beschafften Straßenfahrzeuge nachträglich aufgrund einer 

Vertragsänderung, ist dies gemäß § 6 Abs. 3 SFBG im Zeitpunkt der Gültigkeit der 

Vertragsänderung zu berücksichtigen.  

Im vorliegenden Beispiel kommt es im zweiten Bezugszeitraum zu einer solchen 

Vertragsänderung: Die Gesamtzahl der im ersten Bezugszeitraum bereits eingemeldeten 

Straßenfahrzeuge wird auf 35 (statt bisher 40) saubere Straßenfahrzeuge und fünf 

„schmutzige“ Straßenfahrzeuge geändert. Dies ist im zweiten Bezugszeitraum dadurch zu 

berücksichtigen, dass der:die Auftraggeber:in – wie von der BBG zutreffend dargelegt – mit 

minus fünf sauberen Straßenfahrzeugen startet, die entsprechend zu kompensieren sind.  

Wie die BBG zutreffend ausführt, gilt dies nicht, wenn ein Dienstleistungsauftrag nach 

erfolgtem Einsatz des Straßenfahrzeuges oder ein Leasingauftrag nach erfolgter Übergabe 

des Straßenfahrzeuges vorzeitig beendet wird, da das Straßenfahrzeug in diesem Fall 

dennoch eingesetzt bzw. (im vergaberechtlichen Sinn) beschafft wurde.  

Zu Frage 7: Abgrenzung Unterschwellen- und Oberschwellenbereich bei 
Rahmenvereinbarungen 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer siebten Frage ersucht die BBG um Auskunft, ob bei Abrufen aus 

Rahmenvereinbarungen zur Beurteilung, ob diese gemäß § 3 Z 1 und 3 SFBG in den 

Oberschwellenbereich und damit in den Geltungsbereich des SFBG fallen, auf den 

geschätzten Auftragswert der Rahmenvereinbarung gemäß § 17 BVergG 2018 abzustellen 

ist. Als Beispiel nennt die BBG folgenden Sachverhalt:  

 
14 Siehe dazu auch die FAQs zum SFBG Frage 27.  



 

 

14 von 21 

„Der Wert des Einzelauftrages liegt unter dem Schwellenwert, wurde aber auf Grund einer 

Rahmenvereinbarung abgeschlossen, die insgesamt über dem Schwellenwert liegt und daher im 

Oberschwellenbereich ausgeschrieben wurde.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Das SFBG gilt gemäß § 3 Z 1 SFBG für die Beschaffung von Straßenfahrzeugen im Wege der 

Vergabe von Aufträgen über den Kauf, das Leasing, die Miete oder den Ratenkauf von 

Straßenfahrzeugen sowie gemäß § 3 Z 3 SFBG für die Vergabe bestimmter 

Dienstleistungsaufträge, bei deren Erbringung Straßenfahrzeuge eingesetzt werden, sofern 

deren geschätzter Auftragswert jeweils den in §§ 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 bzw. 185 Abs. 1 Z 2 

BVergG 2018 genannten Schwellenwert erreicht oder übersteigt (Oberschwellenbereich). 

Beschaffungen von Straßenfahrzeugen im Unterschwellenbereich fallen daher nicht in den 

Anwendungsbereich des SFBG.  

Die Berechnung des geschätzten Auftragswertes zur Beurteilung, ob eine konkrete 

Beschaffung von Straßenfahrzeugen in den Oberschwellenbereich und damit in den 

Anwendungsbereich des SFBG fällt, richtet sich nach den allgemeinen vergaberechtlichen 

Bestimmungen gemäß den §§ 13 ff bzw. 186 ff BVergG 2018. Zwar stellen 

Rahmenvereinbarungen selbst bereits Aufträge gemäß BVergG 2018 dar;15 sie legen jedoch 

lediglich die Bedingungen für (künftige) Aufträge fest, die während eines bestimmten 

Zeitraumes vergeben werden sollen.16 Erst mit dem Abruf aus der Rahmenvereinbarung, 

der selbst wiederum einen eigenständigen Auftrag darstellt, wird die Leistung tatsächlich 

bezogen. Eine Verpflichtung zur Lieferung bzw. zum Einsatz von Straßenfahrzeugen im 

Sinne des SFBG entsteht daher erst mit dem jeweiligen Abruf aus der Rahmenvereinbarung.  

Vor diesem Hintergrund ist bei Abrufen aus Rahmenvereinbarungen nach Auffassung des 

BMJ nicht der geschätzte Wert der Rahmenvereinbarung maßgeblich, sondern der 

geschätzte Auftragswert des aufgrund der Rahmenvereinbarung vergebenen Auftrages 

(= der bezogenen Leistung). Dieser ist nach den Bestimmungen der §§ 13 ff bzw. 186 ff 

BVergG 2018 zu ermitteln. Ruft daher beispielsweise ein:e Auftraggeber:in ein 

Straßenfahrzeug um 50.000 Euro aus einer Rahmenvereinbarung mit einem Höchstwert 

von 5 Millionen Euro ab, fällt diese konkrete Beschaffung in den Unterschwellenbereich, da 

der (geschätzte) Auftragswert dieses aufgrund der Rahmenvereinbarung vergebenen 

Auftrages in Höhe von 50.000 Euro unter dem maßgeblichen Schwellenwert liegt. Dieses 

 
15 Vgl. ErläutRV 302 BlgNR 28. GP 5 f zum Vergaberechtsgesetz 2026, BGBl I Nr. 8/2026. 
16 §§ 31 Abs. 7 und 203 Abs. 7 BVergG 2018. 
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Fahrzeug fällt damit nicht in den Geltungsbereich des SFBG und bleibt bei der Berechnung 

der Mindestanteile außer Betracht.  

Zu beachten ist jedoch, dass bei regelmäßig wiederkehrenden Lieferaufträgen sowie 

Lieferaufträgen, die innerhalb eines bestimmten Zeitraumes verlängert werden sollen, als 

geschätzter Auftragswert der geschätzte Gesamtwert der aufeinander folgenden Aufträge, 

die während der auf die erste Lieferung folgenden zwölf Monate oder des auf die erste 

Lieferung folgenden Finanz- bzw. Haushaltsjahres, soweit dieses länger als zwölf Monate 

ist, vergeben werden sollen, anzusetzen ist (§§ 15 Abs. 2 Z 2 bzw. 188 Abs. 2 Z 2 BVergG 

2018). Besteht eine Lieferung aus der Beschaffung gleichartiger Lieferleistungen in 

mehreren Losen, für die jeweils ein gesonderter Auftrag vergeben wird, so ist als 

geschätzter Auftragswert der geschätzte Gesamtwert aller dieser Lose anzusetzen (§§ 15 

Abs. 3 bzw. 188 Abs. 3 BVergG 2018).  

Als „gleichartig“ sind nach den Erläuterungen zum BVergG 2018 Lieferleistungen 

anzusehen, wenn von einem im Wesentlichen einheitlichen Bieter:innenkreis nach den 

gleichen Fertigungsmethoden aus vergleichbaren Stoffen Erzeugnisse hergestellt werden, 

die einem im Wesentlichen einheitlichen bzw. gleichen oder ähnlichen Verwendungszweck 

dienen.17 Erwägungsgrund 19 der RL 2014/24/EU hält dazu fest, „dass für den Zweck der 

Schätzung von Schwellenwerten unter ‚gleichartigen Lieferungen‘ Waren für gleiche oder 

gleichartige Verwendungszwecke zu verstehen sind, z.B. Lieferungen einer Reihe von 

Nahrungsmitteln oder von verschiedenen Büromöbeln.“  

Vor diesem Hintergrund geht das BMJ davon aus, dass zwischen PKWs bzw. Bussen 

(Fahrzeuge der Klassen M1, M2 und M3), deren maßgeblicher Verwendungszweck die 

Personenbeförderung ist, und (Klein)LKWs (Fahrzeuge der Klassen N1, N2 und N3), die 

überwiegend als Nutz- und Lastenfahrzeuge dienen, zu differenzieren ist. Darüber hinaus 

ist nach Auffassung des BMJ auch zwischen PKWs (Fahrzeuge der Klasse M1) und Bussen 

(Fahrzeuge der Klassen M2 und M3) zu unterscheiden: Während erstere primär dem 

Individualverkehr dienen (Kraftfahrzeuge mit maximal acht Sitzplätzen zusätzlich zum 

Fahrersitz), werden letztere vorwiegend für den öffentlichen oder kollektiven 

Personentransport eingesetzt (Kraftfahrzeuge zur Personenbeförderung mit mehr als acht 

Sitzplätzen außer dem Fahrersitz).  

 
17 ErläutRV 69 BlgNR 26. GP 50; vgl. dazu schon B-VKK 23.11.1995, S-26/95-10 
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Dies hat zur Folge, dass einerseits PKWs/Busse und LKWs sowie andererseits PKWs und 

Busse bei der Ermittlung des geschätzten Auftragswertes nicht zusammenzurechnen sind.  

Innerhalb dieser Kategorien (PKWs/Busse/[Klein]LKWs) obliegt es jedoch jedem:jeder 

einzelnen Auftraggeber:in, den Beschaffungsbedarf bei regelmäßig wiederkehrendem 

Bedarf jährlich im Vorhinein zu ermitteln und darauf basierend den geschätzten 

Auftragswert für das jeweilige Jahr zu berechnen. Lediglich nicht vorhersehbare dringende 

Beschaffungen können dabei naturgemäß außer Betracht bleiben (etwa, wenn ein 

Bestandsfahrzeug aus nicht vorhersehbaren Gründen aufgrund eines Schadens aus dem 

Fuhrpark ausscheidet und eine Ersatzbeschaffung erforderlich wird).  

Plant daher ein:e Auftraggeber:in, innerhalb eines Jahres mehrere PKWs aus einer oder 

mehreren Rahmenvereinbarungen abzurufen, deren Auftragswerte insgesamt den in den 

§§ 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 bzw. 185 Abs. 1 Z 2 BVergG 2018 genannten Schwellenwert 

erreichen bzw. überschreiten, liegt eine Auftragsvergabe im Oberschwellenbereich vor.  

Zu Frage 8: Gemischte Aufträge und maßgeblicher geschätzter Auftragswert 

Ausgangsfrage und Sachverhalt 

Mit ihrer achten Frage ersucht die BBG um Auskunft, ob sich der gemäß § 3 Z 1 und 3 SFBG 

maßgebliche geschätzte Auftragswert bei gemischten Aufträgen, die sowohl Leistungen 

umfassen, die in den Anwendungsbereich des SFBG fallen, als auch Leistungen, die nicht in 

den Anwendungsbereich des SFBG fallen, lediglich auf den dem SFBG unterliegenden 

Leistungsteil bezieht. Die BBG führt hierzu folgendes Beispiel an:  

„Der Auftrag umfasst mehrere Leistungen, die nur zu einem kleineren Anteil dem SFBG unterliegen. 

Der Auftrag wird im Oberschwellenbereich vergeben, die dem SFBG unterliegenden Leistungsteile 

liegen für sich allein genommen jedoch unter dem Schwellenwert (mit oder ohne Losteilung).“ 

Die BBG führt weiter folgendes aus:  

„Darüber hinaus macht das BVergG 2018 die Anwendbarkeit von gesetzlichen Vorgaben bei 

gemischten Aufträgen in aller Regel vom Überwiegen des Auftragsanteiles abhängig. Eine solche 

Regelung enthält das SFBG nicht (ausdrücklich).  

Im Beispiel 8 ist daher die Frage, ob hier aufgrund des Haupt-Anteils an der Leistung dieser Auftrag 

dem SFBG überhaupt zurechenbar ist. Sollte hier kein Überwiegensprinzip gelten stellt sich die 
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Folgefrage, ob bei der Prüfung des Schwellenwertes auf den Wert des Auftrages oder nur auf den 

Wert des Anteils an SFBG-relevanten Leistungen abzustellen ist.  

Daher wäre davon auszugehen, dass aufgrund des Fokus des SFBG auf den Vertragsabschluss auch 

die Wertgrenze im Hinblick auf das SFBG nur auf den einzelnen Vertragsabschluss und auf den 

relevanten Leistungsanteil abstellt. Demnach würden die Verträge in […] Beispiel 8 jeweils nicht für 

die Meldung nach SFBG berücksichtigen.“ 

Auf Ersuchen des BMJ konkretisierte die BBG ihre Anfrage um folgende Sachverhalte: 

Beispiel 8a – Fahrzeug plus Ersatzteile und Wartung: 

„Sowohl beim Kauf als auch insbesondere beim Leasing von Fahrzeugen sind neben der bloßen 

Lieferleistung hinsichtlich des Fahrzeuges zahlreiche zusätzliche Liefer- und Dienstleistungen umfasst. 

Das betrifft nicht nur unselbständige Nebenleistungen wie die Anlieferung oder Einschulung, sondern 

mit der Wartung auch Leistungsteile, die einen eigenständigen wirtschaftlichen Wert haben und 

daher zumindest als selbständige Nebenleistungen einzustufen sind. 

Wobei aber unklar ist, ob die Einstufung als Haupt- oder Nebenleistung für die Beurteilung nach dem 

SFBG überhaupt eine Rolle spielt. 

In aller Regel (wenn auch nicht zwingend) überwiegt der Anteil des Kaufpreises am Gesamtwert des 

Auftrages. Es kann aber durchaus vorkommen, dass die Einrechnung derartiger Leistungen den 

Unterschied zwischen Ober- und Unterschwelle ausmacht.“ 

Beispiel 8b – Abfallentsorgung: 

„Ein Auftraggeber vergibt einen Auftrag, der Abholung, Transport und Entsorgung aller Abfälle 

umfasst, die an seinem Standort anfallen. 

Zusätzlich stellt der Auftragnehmer die notwendigen Sammelbehältnisse zur Verfügung. 

In der CPV Nomenklatur gibt es die Klasse 9051: Beseitigung und Behandlung von Siedlungsabfällen 

Diese Klasse enthält mehrere Kategorien, insbesondere: 

a) 90511000-2: Abholung von Siedlungsabfällen 

b) 90512000-9: Transport von Haushaltsabfällen 

c) 90513000-6: Behandlung und Beseitigung ungefährlicher Siedlungs- und anderer Abfälle 

Anhang II des SFBG erfasst nur die Abholung von Siedlungsabfällen, nicht jedoch den Transport und 

die Behandlung/Beseitigung. Soweit es sich nicht um Siedlungsabfälle handelt, sondern [um] andere 

Arten von Abfällen (z.B. gefährliche Abfälle im Sinne der CPV-Klasse 9052), ist nicht einmal die 

Abholung im SFBG erfasst. Die Bereitstellung der Sammelbehälter wiederum wäre für sich genommen 

als Lieferleistung (Kauf oder Miete) einzustufen und betrifft keine Straßenfahrzeuge – unterliegt somit 

auch nicht dem SFBG. 

Von allen Teilleistungen des Auftrages ist daher nur eine einzige vom SFBG umfasst. Hier gibt es auch 

keine klare[n] Haupt- und Nebenleistungen bzw. ist die bloße Abholung der Siedlungsabfälle wohl – 
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unabhängig vom Wert - jedenfalls nicht als Hauptleistung anzusehen, da es dem Auftraggeber nicht 

nur darum geht, dass der Abfall abgeholt wird, sondern es ihm auf die fachgerechte Entsorgung 

ankommt. 

Anders sähe die Sache allenfalls aus, wenn es sich beim Auftraggeber um eine Kommune handelt, die 

selbst die Entsorgung übernimmt und den Auftragnehmer primär für die Abholung (und allenfalls den 

Transport zu einer Deponie/Lager) beauftragt.“ 

Beispiel 8c – Sonderfahrzeuge: 

„Ein Auftraggeber schließt einen Vertrag über die Lieferung von 8 Fahrzeugen ab. Sieben der 

Fahrzeuge sind speziell für die Verrichtung von Arbeiten konstruiert und nicht zur Beförderung von 

Personen und Gütern geeignet. Das achte Fahrzeug weist neben Aufbauten für die Verrichtung von 

Arbeiten auch eine Mannschaftskabine auf und ist insofern zur Beförderung von Personen geeignet, 

fällt also unter das SFBG. Der Vertrag insgesamt liegt klar im Oberschwellenbereich. Es überwiegt 

jedoch deutlich der Wert der sieben Fahrzeuge, die nicht dem SFBG unterliegen, und der Wert des 

achten Fahrzeuges liegt für sich genommen unter dem Schwellenwert.“ 

Stellungnahme des BMJ:  

Zu Beispiel 8a: 

Nach dem Wortlaut von Art. 3 Abs. 1 lit. a CVD, gilt diese für die Beschaffung im Wege von 

„Verträgen über den Kauf, das Leasing, die Anmietung oder den Ratenkauf von 

Straßenfahrzeugen, die durch öffentliche Auftraggeber oder Auftraggeber vergeben 

werden, soweit sie zur Anwendung der Vergabeverfahren nach den Richtlinien 

2014/24/EU und 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates verpflichtet 

sind“18 (Hervorhebung nicht im Original).  

Die nationale Umsetzung findet sich in § 3 Z 1 SFBG. Danach gilt das SFBG für die 

Beschaffung von Straßenfahrzeugen im Wege der Vergabe von Aufträgen über den Kauf, 

das Leasing, die Miete oder den Ratenkauf von Straßenfahrzeugen, sofern die 

 
18 Vgl. EN „contracts for the purchase, lease, rent or hire-purchase of road transport vehicles awarded by 

contracting authorities or contracting entities in so far as they are under an obligation to apply the procurement 

procedures set out in Directives 2014/24/EU and 2014/25/EU“ und FR „contrats d'achat, de prise en crédit-bail, 

de location ou de location-vente de véhicules de transport routier passés par des pouvoirs adjudicateurs ou des 

entités adjudicatrices, dans la mesure où ils sont soumis à l'obligation d'appliquer les procédures de passation de 

marché prévues dans les directives 2014/24/UE et 2014/25/UE“ (Hervorhebungen nicht im Orginal). Hinzuweisen 

ist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Definition des Lieferauftrages gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 8 der 

RL 2014/24/EU einen anderen Wortlaut aufweist (vgl. etwa EN „public contracts having as their object the 

purchase, lease, rental or hire-purchase, with or without an option to buy, of products”). 
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maßgeblichen Schwellenwerte gemäß den §§ 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 bzw. 185 Abs. 1 Z 2 

BVergG 2018 erreicht bzw. überschritten werden.  

Daraus ergibt sich, dass bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes zur 

Beurteilung, ob der konkrete Auftrag die maßgeblichen Schwellenwerte überschreitet und 

somit gemäß § 3 Z 1 SFBG in den Anwendungsbereich des SFBG fällt, auf den 

vergaberechtlichen Vorhabensbegriff abzustellen ist.  

Maßgeblich ist daher der geschätzte Gesamtwert des konkreten Vorhabens. Sind vom SFBG 

erfasste Straßenfahrzeuge Bestandteil des Leistungsgegenstandes des Auftrages und fällt 

dieser in seiner Gesamtheit in den Oberschwellenbereich, ist das SFBG anzuwenden.  

Ob die Beschaffung von Ersatzteilen oder Wartungsleistungen wertmäßig überwiegt, ist 

insoweit nicht entscheidend. Maßgeblich ist ausschließlich, dass der konkrete Auftrag unter 

anderem auch den Kauf, das Leasing, die Miete oder den Ratenkauf von Straßenfahrzeugen 

zum Gegenstand hat (arg. „Vergabe von Aufträgen über“).  

Ein solcher gemischter Auftrag fällt daher auch dann in den Anwendungsbereich des SFBG, 

wenn der Leistungsanteil betreffend die Straßenfahrzeuge für sich genommen unter dem 

Schwellenwert liegen würde.  

Zu Beispiel 8b: 

Die CVD gilt gemäß Art. 3 Abs. 1 lit. c CVD für die Beschaffung im Wege von 

„Dienstleistungsaufträgen über Verkehrsdienste gemäß Tabelle 1 des Anhangs dieser 

Richtlinie, soweit die öffentlichen Auftraggeber bzw. Auftraggeber zur Anwendung der 

Vergabeverfahren nach den Richtlinien 2014/24/EU bzw. 2014/25/EU verpflichtet sind“19 

(Hervorhebung nicht im Original).  

Die nationale Umsetzung findet sich in § 3 Z 3 SFBG. Danach gilt das SFBG für den Einsatz 

von Straßenfahrzeugen im Wege der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen, die die in 

Anhang II genannten Dienstleistungen zum Gegenstand haben, sofern die maßgeblichen 

 
19 Vgl. EN „service contracts set out in Table 1 of the Annex to this Directive in so far as the contracting 

authorities or contracting entities are under an obligation to apply the procurement procedures set out in 

Directives 2014/24/EU and 2014/25/EU“ und FR „contrats de services figurant dans le tableau 1 de l'annexe de la 

présente directive, dans la mesure où les pouvoirs adjudicateurs ou entités adjudicatrices ont l'obligation 

d'appliquer les procédures de passation de marché prévues par les directives 2014/24/UE et 2014/25/UE“ 

(Hervorhebungen nicht im Original).  
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Schwellenwerte gemäß den §§ 12 Abs. 1 Z 1 oder 3 bzw. 185 Abs. 1 Z 2 BVergG 2018 

erreicht bzw. überschritten werden. 

Daraus ergibt sich, dass auch bei Dienstleistungsaufträgen für die Berechnung des 

geschätzten Auftragswertes zur Beurteilung, ob der konkrete Auftrag die maßgeblichen 

Schwellenwerte überschreitet und somit gemäß § 3 Z 3 SFBG in den Anwendungsbereich 

des SFBG fällt, auf den vergaberechtlichen Vorhabensbegriff abzustellen ist.  

Maßgeblich ist daher der geschätzte Gesamtwert des konkreten Vorhabens. Sind 

Dienstleistungen gemäß Anhang II, bei denen vom SFBG erfasste Straßenfahrzeuge 

eingesetzt werden, Bestandteil des Leistungsgegenstandes und fällt dieser in seiner 

Gesamtheit in den Oberschwellenbereich, ist das SFBG anzuwenden.  

Ob es sich bei der Dienstleistung gemäß Anhang II um eine Haupt- oder Nebenleistung 

handelt, ist dabei nicht entscheidend. Maßgeblich ist ausschließlich, dass der konkrete 

Auftrag unter anderem auch Dienstleistungen gemäß Anhang II zum Gegenstand hat, bei 

deren Erbringung vom SFBG erfasste Straßenfahrzeuge eingesetzt werden (arg. „die die in 

Anhang II genannten Dienstleistungen zum Gegenstand haben“). 

Ein gemischter Auftrag wie in Beispiel 8b fällt daher auch dann in den Anwendungsbereich 

des SFBG, wenn der Leistungsanteil betreffend die Dienstleistungen gemäß Anhang II für 

sich genommen unter dem Schwellenwert liegen würde.  

Zu Beispiel 8c: 

Wie bereits zu Beispiel 8a ausgeführt, ist bei der Beschaffung im Wege der Vergabe von 

Aufträgen über den Kauf, das Leasing, die Miete oder den Ratenkauf von Straßenfahrzeugen 

bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes zur Beurteilung, ob der konkrete 

Auftrag die maßgeblichen Schwellenwerte überschreitet und somit gemäß § 3 Z 1 SFBG in 

den Anwendungsbereich des SFBG fällt, auf den vergaberechtlichen Vorhabensbegriff 

abzustellen. 

Auch bei einer gemischten Beschaffung von vom Geltungsbereich des SFBG 

ausgenommenen Sonderfahrzeugen und vom SFBG erfassten Straßenfahrzeugen ist daher 

der geschätzte Gesamtwert des konkreten Vorhabens maßgeblich. Sind vom SFBG erfasste 

Straßenfahrzeuge Bestandteil des Leistungsgegenstandes des Auftrages und fällt dieser in 

seiner Gesamtheit in den Oberschwellenbereich, ist das SFBG anzuwenden.  
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Ob die Beschaffung der vom Geltungsbereich des SFBG ausgenommenen Sonderfahrzeuge 

wertmäßig überwiegt, ist insoweit nicht entscheidend. Maßgeblich ist ausschließlich, dass 

der konkrete Auftrag unter anderem auch den Kauf, das Leasing, die Miete oder den 

Ratenkauf von Straßenfahrzeugen, die in den Geltungsbereich des SFBG fallen, zum 

Gegenstand hat (arg. „Vergabe von Aufträgen über“).  

Ein solcher gemischter Auftrag fällt daher auch dann in den Anwendungsbereich des SFBG, 

wenn der Leistungsanteil betreffend die in den Geltungsbereich des SFBG fallenden 

Straßenfahrzeuge für sich genommen unter dem Schwellenwert liegen würde.  

 

Für Rückfragen steht die Stabsstelle für Vergaberecht gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

19. März 2026 

Für die Bundesministerin: 

FRUHMANN 

Elektronisch gefertigt 
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